
Bundessozialgericht

- 8 RK 5/82 -

Verkündet am
16. Juni 1982

I m N a m e n d e s V o 1 k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

0.0.0................‚IIOOOQOOCÜOOOOCOOOCOOOI...,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

BeV011mä0htigte: ....00.0.0000...U...;OOOOOOOO.‚

g e g e n

l0l..........OOOODOOOOOOO00.00.00000000000000l0|‚

Beklagter und Revisionskläger,

beigeladen:

1)

............OOIOOOODOIOQOOOOOQIOOII00.000000,

Revisionsklägerin,

Bevollmä0htigter=‘...I..........!...OOODOOOCODOO,

2)

...................0.0.0.........COOOCCOOOOO’

3)

O......OOOO'CQOOOOOO......O.........C.‘00.00,
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L.,)

..00.0.0000..............OOOOOICOOOQOOOOOO’

5)

...............l.........OIOOOOOOOOOIIICOO‚

6)

......OOOOOOOOCODÜ............OOOÖOOD.'...,

Bevöllmächtigter der Beigeladenen zu 2) bis 6):

............0.0.0...00.0.0000000000l0000000‚

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 16. Juni 1982 in Stutt-

gart

für Recht erkannt:

Die Revisionen des Beklagten und der Beigeladenen

zu 1) gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Baden-Württemberg vom 27. November 1981 werden

zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darum, ob die dafür zuständigen
Gesellenausschüsse der Erweiterung des Kassenbezirks der
beigeladenen Innungskrankenkasse (IKK) wirksam zugestimmt

haben.

Die beigeladenen fünf Innungen, die ihren Sitz in E„■? bei
H$w> hatten, sind Trägerinnungen der beigeladenen IKK (Beige—

ladene zu 2) bis 6). Im Zusammenhang mit der Kreisreform wur-
den sowohl der Zuständigkeitsbereich der Innungen als auch der

Kassenbezirk der zuständigen IKK, die ihren Sitz in H“ hatte,

dem Landkreis R> aw® zugeschlagen. Für die früher in R5 "-
vorhandenen fachlich entsprechenden Innungen bestand

keine IKK.

Um den Kassenbezirk der beigeladenen IKK auf den bisherigen

Landkreis R-.-*f“*iausdehnen zu können, sind die Beteiligten

folgendermaßen vorgegangen: Sie veranlaßten, daß sich die im

bisherigen Landkreis Es»t* »— bestehenden Innungen selbst auf-

lösten. Die ss» ’% Innungen dehnten ihren Zuständigkeitsbe—

reich auf den bisherigen Kreis R■mü»*7 aus. Zugleich änderten

sie ihre Namen und verlegten ihren Sitz nach R? ‚„„gg—‚ wobei

auch geringfügige fachliche Änderungen vorgenommen wurden.

Danach beantragte die IKK die Angleichung ihres Kassenbezirks

an den erweiterten Zuständigkeitsbereich der "neuen" Innungen.

Der Erweiterung des Kassenbezirks stimmten für die unter 2)

bis 5) beigeladenen Innungen die Mitglieder der Gesellenaus-

schüsse der S @% Innungen zu, die vor der Zuständigkeits-

änderung gewählt worden waren. Nur die unter Nr 6) beigeladene

Innung erwirkte nachträglich die Zustimmung eines neu gewähl-

ten Gesellenausschusses.

Nach Anhörung der in 5 251 Abs 2 Reichsversicherungsordnung

(RVG) genannten Behörden und der klagenden Allgemeinen Orts—
krankenkasse -AOK4 (vgl 5 252 Abs 2 RVG) entschied das Landes-

aufsichtsamt am 1h. Dezember 1977, den Kassenbezirk der IKK
H%m€, der Rechtsvorgängerin der Beigeladenen zu 1), mit Wir-

kung vom 1. Januar 1978 an die örtlich bzw fachlich erweiter-

ten Bezirke der Beigeladenen zu 2) bis 4) anzugleichen. Am
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14. Dezember 1978 entschied es mit Wirkung vom 1. Januar

1979, den Kassenbezirk der IKK R
. - Namens— und

Ortswechsel hatten schon stattgefunden — an die örtlich

erweiterten Bezirke der Beigeladenen zu 5) und 6) an-
zugleichen.

Das Sozialgericht (SG) Reutlingen hat die Klage gegen

beide Bescheide abgewiesen (Urteil vom 24. Juli 1980). Das
Landessozialgericht (LSG) Baden-Württemberg hat auf die
Berufung der Klägerin der Klage gegen den Bescheid vom

14. Dezember 1977 voll und der gegen den Bescheid vom 14. De-
zember 1978 in bezug auf die Beigeladene zu 5) stattgegeben.

Im übrigen hat es die Berufung zurückgewiesen. 5 250 Abs 1a

RVO verlange die Zustimmung des Gesellenausschusses der neu
gebildeten Innung (Urteil vom 27. November 1981).

Mit ihren vom LSG zugelassenen Revisionen rügen der Beklag-

te und die beigeladene IKK eine Verletzung des 5 250 Abs 1a
RVG. Im Revisionsverfahren haben die Gesellenausschüsse

der Beigeladenen zu 2)bis 5) zugestimmt, daß die in Betrie-

ben der erweiterten Innung versicherungspflichtig Beschäf-

tigten Mitglieder der Beigeladenen zu 1) geworden sind.

Die Revisionskläger beantragen übereinstimmend sinngemäß‚‘

das Urteil des LSG Baden-Württemberg vom 27. Novem-

ber 1981 abzuändern und die Berufung gegen das

Urteil des SG Reutlingen vom 24. Juli 1980 in
vollem Umfang zurückzuweisen. '

Die Beigeladenen zu 2) bis 6) schließen sich den Anträgen

der Revisionskläger an.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 -
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Die Revisionen sind nicht begründet. Sie sind zurückzuweisen.

Das LSG hat zutreffend entschieden, daß die Zustimmung der vor
der Innungserweiterung gewählten Mitglieder der Gesellenausschüs-

se der unter 2) - 5) beigeladenen Innungen nicht 5 250 Abs 4a RVO
entspricht, so daß die angefochtenen Bescheide insoweit rechts—

widrig sind, als sie die Ausweitung des Kassenbezirks der bei-

geladenen IKK auf die erweiterten Zuständigkeitsbereiche dieser
Innungen genehmigen.

@250 Abs 1a Satz 1 Halbs 1 RVO regelt den Fall, in dem eine
Innung, für die eine IKK errichtet ist (Trägerinnung) mit einer
anderen Innung vereinigt wird, für die keine IKK errichtet ist.

Halbs 2 dieser Vorschrift bestimmt, unter welchen Vorausset-

zungen die Beschäftigten in den Betrieben der "anderen" Innung

nunmehr Mitglieder der IKK werden. Satz 5 dieser Vorschrift

legt den Verfahren3gang für diese Rechtsfolge fest. Zu den in
Satz 1 genannten Voraussetzungen gehört, daß der Gesellenaus-

schuß der vereinigten Innung zustimmt.

Hier haben sich keine Innungen vereinigt. Die "anderen" Innun-

gen, die früheren f" ' = Innungen, haben sich vielmehr auf-
gelöst und dadurch den Trägerinnungen den Weg dazu freigegeben,

ihren und den Kassenbezirk zu erweitern. Für eine solche Zu—

ständigkeitserweiterung sagt aber Satz 2, daß Satz 1 entspre-

chend anwendbar ist. Entsprechend anwenden heißt, Satz 2 so
anwenden, daß der Zweck des Satzes 1 erreicht wird. Der Zweck

dieser Vorschrift ist es zu gewährleisten, daß die Interessen

der bei den Mitgliedern der anderen Innung Beschäftigten zur
Geltung gebracht werden. Denn sie sind die Hauptbeteiligten

der Kassenerweiterung. Ihr Versicherungsverhältnis wird unmit-

telbar berührt (@ 250 Abs 2 Satz 1 RVO - versicherungspflich—
tige Beschäftigte) oder kann berührt werden (@ 250 Abs 2

Satz 2 RVG- beitrittsberechtigte Beschäftigte).

Das Interesse dieser Beschäftigten kann darin bestehen, ihr

bisheriges Versicherungsverhältnis — regelmäßig zur AOK -
fortzusetzen oder zur IKK der Innung zu wechseln, mit der sich
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ihre Innung vereinigt hat. Da die "andere" Innung so groß

sein kann, daß sie selbst nach 5 250 Abs 1 BVD eine IKK
errichten könnte, kann die Vereinigung mit einer Träger—

innung nicht automatisch die Beteiligung auch an der IKK

zur Folge haben. Diese Folge kann nur eintreten, wenn die

wesentlichen Errichtungsvorschriften eingehalten werden.

Die wesentlichen Errichtungsvorschriften sind allerdings

nicht nur anzuwenden, wenn festgestellt werden kann, daß

die "andere" Innung allein eine IKK errichten könnte, son-

dern auch dann, wenn eine Trägerinnung den Zuständigkeits-

bereich einer früheren Innung übernimmt.

Zur Errichtung gehört vor allem die Mitwirkung der Betrof-

fenen. Da die Arbeitgeber durch ihre Abstimmung bei der Ver-
einigung der Innungeh bereits mitgewirkt haben, müssen noch »
diejenigen mitwirken, deren Versicherungsverhältnis durch

die Beteiligung der "anderen" Innung an der IKK betroffen -
wird: die Beschäftigten. Die Mitwirkung der Beschäftigten

ist allerdings schon bei der Errichtung von IKKen auf den
Gesellenausschuß beschränkt. Die Grundregel des @ 225a RVG,

wonach Krankenkassen nur errichtet werden dürfen, wenn die

Mehrheit der abstimmenden beteiligten Arbeitgeber und die

Mehrheit der abstimmenden beteiligten Arbeitnehmer zustim—

men, ist bei IKKen ausgeschlossen (vgl 5 53 SelbstVerwal-
tungsgesetz, der durch das Sozialgesetzbuch nicht ersetzt

worden ist - vgl Peters, Handbuch der Krankenversicherung,

Stand: September 1981, @ 225a Anm 1). Bei der Errichtung

von IKKen genügt die Zustimmung des Gesellenausschusses

(@ 250 Abs 1 RVO). Der Gesellenausschuß der "anderen"
Innung hat auch dann zuzustimmen, wenn sich eine Innung

einer IKK anschließt (so schon BSGE 7, 169). Schließt sich

eine Innung nicht der IKK, sondern einer Trägerinnung an
und führt so eine Vereinigung herbei, genügt sogar die

Zustimmung des Gesellenausschusses der vereinigten Innung

(@ 250 Abs 1a Satz 1). Die von der "anderen" Innung her—
kommenden Gesellen können Von den Gesellen überstimmt

werden, die von der Trägerinnung herkommen und deren

Versicherungsverhältnis nicht betroffen wird. Immerhin
sind die von der "anderen" Innung herkommenden Gesellen,
deren Versicherungsverhältnis betroffen wird, bei der
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Willensbildung beteiligt, wenn auch möglicherweise nur bei der
Wahl des Gesellenausschusses der vereinigten Innung.

Die entsprechende Anwendung der für die Vereinigung geltenden

Beteiligungsvorschrift auf die Zuständigkeitserweiterung kann

nicht dazu führen, daß auf die ohnehin schon beschränkte Be-

teiligung der Beschäftigten ganz verzichtet wird, deren Ver-

sicherungsverhältnis in Frage steht. Davon ist der Senat schon

in seinem Urteil vom 19. Dezember 1979 (BSGE h9, 232) ausge-

gangen. Unter den damaligen Prozeßbeteiligten war es aller-
dings nicht streitig, daß die Gesellen der "anderen" Innung

auch dann nicht ausgeschlossen werden dürfen, wenn sich diese

Innung zugunsten der Trägerinnung zunächst aufgelöst hat.

Wenn anders als hier nicht von vornherein geplant ist, daß

die Mitglieder der aufgelösten Innung der erweiterten Innung
im Zusammenhang mit der Erweiterung beitreten, mag die hier

gefundene Lösung nicht weiterhelfen. Wie in einem solchen Fall

zu entscheiden Wäre, muß hier aber offen bleiben.

Diese Schwierigkeiten können auch nicht dazu führen, was der

Beklagte meint, daß die Zustimmung des Gesellenausschusses

durch eine Entscheidung der Handwerkskammer oder durch eine

Urabstimmung ersetzt wird.

Die im Handwerksrecht(é 68 Abs 4 Satz 2 Handwerksordnung —Hw0—)

vorgesehene Entscheidung der Handwerkskammer anstelle der Zu-

stimmung des Gesellenausschusses betrifft nur die in 5 68

Abs 2 Hw0 genannten Angelegenheiten. Dazu gehören weder die

Errichtung von IKKen noch errichtungsähnliche Angelegenheiten.

Das folgt aus 5 54 Abs 2 Hw0, wonach sich die Errichtung und

die Rechtsverhältnisse der IKKen nach den hierfür geltenden

bundesrechtlichen Bestimmungen richten. Da diese Bestimmungen

- hier 5 250 Abs 1a RVO — nicht versehen, daß die Zustimmung

des Gesellenausschusses durch eine Entscheidung der Handwerks—

kammer ersetzbar ist, kann auf die Zustimmung nicht verzichtet

werden.

Es ist auch nicht möglich, auf die Zustimmung der Beschäftig-

ten nach @ 225a RVO auszuweichen. IKKen können nur nach 5 250

Abs 1 RVO errichtet oder nach 5 250 Abs 1a RVO erweitert
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werden, wenn die hier vorgeschriebenen handwerksrechtlichen

Besonderheiten erfüllt sind. Nur diese Besonderheiten recht-

fertigen die versioherungsrechtliche Sonderbehandlung. Auf

diesen Voraussetzungen ist nicht nur zu bestehen, wenn sie

ohne Schwierigkeiten erfüllt werden können, sondern auch

dann, wenn zweifelhaft ist, ob und wie sie erfüllt werden

können. Wenn etwa infolge der Umstrukturierung eines be-

stimmten Handwerkszweigs überhaupt nicht genügend Gesellen

vorhanden sind, um einen Gesellenausschuß zu bilden, kann

dies ein Hinweis darauf sein, daß die versicherungsrecht-

liche Sonderbehandlung der im Handwerk Beschäftigten nicht

mehr gerechtfertigt ist. ‘ ' =

Im vorliegenden Fall bestanden indessen keine rechtlichen
oder tatsächlichen Schwierigkeiten, den Gesellenausschuß

der erweiterten Innung Zu bilden und seine Zustimmung zur "

Erweiterung des Kassenbezirks einzuholen. Denn es gehörte

zum Gesamtplan, daß die "Vereinigung" mit der Trägerinnung
dadurch ersetzt wurde, daß sich die "anderen" Innungen auf-

lösten, damit die Innungsmitglieder der Trägerinnung bei—
treten konnten. '

Die hier festgestellte Verletzung des 5 250 Abs 1a Satz 1,
RVO macht die angefochtenen Bescheide zwar nicht nichtig,

aber fehlerhaft (vgl BSGE 31, 283, 284 f und nunmehr 5 40
,

Abs 3 Nr 3 Sozialgesetzbuch - Verwaltungsverfahren -SGB 10—).

Die Möglichkeit, die Zustimmung eines neu gewählten Gesel- '

lenausschusses nachzuholen und den Fehler der angefochtenen

Verwaltungsakte zu heilen (BSGE 49, 232, 233 und nunmehr
@A1 Abs 1 Nr 4 SGB 10) hat der Beklagte nicht genutzt. Hier-
bei braucht nicht geklärt zu werden, ob dies nur bis zur

Klageerhebung (BSGE 7, 129, 133 ff und nunmehr 5 41 Abs 2
SGB 10) oder aus übergangsrechtlichen Gründen noch später
(BSGE A9, 232, 235)möglich gewesen wäre. Denn die erst im
Revisionsverfahren eingeholte Zustimmung der Gesellenaus-

_schüsse der Beigeladenen zu 2) bis 5) ist gerade nicht zur
Erweiterung des IKK—Bezirks abgegeben werden, sondern nur
dazu, "daß die versicherungspflichtig Beschäftigten in den

Betrieben der zum 1. Juli 1971 erweiterten Metallinnung

R. in_die Innungskrankenkasse R°
,

als Mitglie-
der aufgenommen worden sind". Damit ist nur einem Teil
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der Rechtsfolgen nach 5 250 Abs 2 RVG, nicht aber den Voraus-

setzungen für diese Rechtsfolgen (@ 250 Abs 1a RVG) zugestimmt
werden. Da in den Erklärungen somit deutlich zum Ausdruck

kommt, daß sie nicht für die Zuständigkeitsänderung der IKK,

sondern nur für bereits geschehene Mitgliedschaftsänderungen
der Beschäftigten gelten sollen, ist eine Auslegung dahin

ausgeschlossen, daß sie auch die Zuständigkeitsänderung um—
fassen.

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 Abs & Sozialgerichts-
gesetz.
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